
Unterfinanzierung provoziert
weiteren Stellenabbau in den
Kliniken
Politik darf die Situation der Krankenh�user nicht l�nger verharmlosen

I n einer viel beachteten Pressekonferenz der DKG am 7. Fe-
bruar 2008 in Berlin wurden die Expertisen des Rheinisch-

Westf�lischen Instituts f�r Wirtschaftsforschung (RWI) und
der internationalen Wirtschaftspr�fungsgesellschaft BDO
Deutsche Warentreuhand zur aktuellen wirtschaftlichen Situa-
tion der Krankenh�user vorgestellt (siehe hierzu auch die Sei-
te 210 ff. in diesem Heft). Kern der Prognose des laut Handels-
blatt der „einseitigen Parteinahme unverd�chtigen RWI“ ist,
dass den deutschen Krankenh�usern 2008 eine Finanzierungs-
l�cke in H�he von 2,2 Mrd. E und – kumuliert bis 2009 – von
3 Mrd. E droht, wenn die Tarifforderungen der Gewerkschaf-
ten ver.di und Marburger Bund durchgesetzt werden sollten.
Auch die Realisierung des Arbeitgeberangebots von Januar
2008 in H�he von 5 Prozent w�rde den Krankenh�usern eine
Finanzierungsl�cke von 1,3 bis 1,5 Mrd. E bescheren. Nach
Aussage von DKG-Hauptgesch�ftsf�hrer Georg Baum ent-
spricht eine Finanzierungsl�cke von 1 Mrd. E etwa 25 000 Stel-
len in den Krankenh�usern. Die vom RWI errechneten und
von der BDO auf Mikroebene plausibilisierten Finanzierungs-
szenarien f�r 2008 tragen seinen Worten nach „existenzver-
nichtende Z�ge f�r die deutschen Krankenh�user“. Insgesamt
entspreche das zu erwartende Defizit dem Finanzbedarf f�r
40 000 Klinik�rzte oder 66 000 Pflegekr�fte. Nachdem bereits
das Jahr 2007 mit einem Milliardendefizit f�r die Krankenh�u-

ser zu Ende gegangen sei, baue sich f�r viele Einrichtungen
„eine fast ausweglose Situation“ auf.

Wer behaupte, die fehlenden Mittel h�tten keine Auswir-
kungen auf die Patientenversorgung, ignoriere die Klinikwirk-
lichkeit. „Patienten klagen l�ngst �ber l�ngere Wartezeiten, we-
niger Zuwendung und belastetes Personal. Die sp�rbare ver-
steckte Rationierung entwickelt sich zunehmend hin zur
offenen Rationierung von Gesundheitsleistungen“, so Baum
weiter. Auch Kliniken, die bisher �ber die Runden gekommen
seien, k�men zunehmend in Schwierigkeiten. Die Auffassung
der Bundesregierung, dass �berkapazit�ten f�r die Finanzn�te
urs�chlich seien, treffe nicht zu. Die K�rzungen betr�fen viel-
mehr nach der Rasenm�hermethode alle deutschen Kranken-
h�user, auch und vor allem diejenigen, die in den bereits heute
unterversorgten Regionen unverzichtbar seien und um ihre
Existenz k�mpfen m�ssten.

Der regelm�ßige Hinweis auf Wirtschaftlichkeitsreserven
in den Kliniken erzeugt nach Baums Feststellung bei den Mit-
arbeitern und Patienten nur noch Unverst�ndnis und zum Teil
auch Wut. Nach dem Abbau von bereits 90 000 Mitarbeitern in
zehn Jahren und maximaler Arbeitsverdichtung seien weitere
Einsparreserven im Krankenhausbereich nicht mehr verf�g-
bar. Als g�nzlich unverst�ndlich bezeichnete Baum die Forde-
rung von Bundesgesundheitsministerin Ulla Schmidt nach h�-
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heren L�hnen f�r Schwestern und Pfleger. Die Bundesregie-
rung selbst entziehe den Krankenh�usern mit der Sanierungs-
abgabe rund 300 Mio. E, die den Mitarbeitern nicht mehr zur
Verf�gung gestellt werden k�nnten. „Es ist und bleibt ein un-
gel�stes Problem, dass die Bundesregierung allen Besch�ftig-
ten in Deutschland die Beteiligung am Aufschwung verspricht,
faktisch allerdings die Mitarbeiter im Krankenhaus davon ab-
gekoppelt werden“, so Baum.

W�hrend und nach den Tarifverhandlungen der Deutschen
Bahn – einem Staatsunternehmen – habe es selbstverst�ndlich
Ank�ndigungen zu Erh�hungen der Fahrpreise gegeben.
Baum bekr�ftigte die Forderung der Krankenh�user, dass sie
wie andere Wirtschaftszweige Kostensteigerungen in ihre Ver-
g�tungen weitergeben k�nnen. Dies sei angesichts einer ge-
setzlich begrenzten Preiserh�hung von 0,64 Prozent noch
nicht einmal ansatzweise m�glich. Selbst ohne Tariferh�hun-
gen bewege sich diese Steigerungsrate weit unter der Inflati-
onsrate in Deutschland.

„Die drohenden Tarifsteigerungen, explodierende
Energie- und Sachkosten sowie die Sanierungsab-
gabe reißen allein 2008 ein neues Loch der Unter-

finanzierung von bis zu 2,2 Mrd. n.“

DKG-Hauptgesch�ftsf�hrer Georg Baum
im Interview mit dem ZDF
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Baum sieht, wie nahezu alle Krankenhausverantwortlichen,
die Politik aufgefordert, sich ihrer Verantwortung f�r die Fi-
nanzmisere der Kliniken zu stellen. Die Bundesregierung
habe maßgeblich zur Entstehung dieser Problemlage beigetra-
gen, sie m�sse jetzt auch an einer nachhaltigen L�sung mitwir-
ken. Nur durch ein umgehendes Nothilfeprogramm und Refi-
nanzierungsm�glichkeiten f�r Tarifsteigerungen k�nne dem
Kollaps im station�ren Sektor begegnet werden. Ebenso sei es
erforderlich, die Grundlohndeckelung der Krankenhausausga-
ben abzuschaffen. Es bestehe kein schl�ssiger Zusammen-
hang zwischen dem medizinischen Versorgungsbedarf und

der Lohn- und Gehaltsentwicklung in der Volkswirtschaft. Die
Grundlohndeckelung stehe einer ad�quaten Gesundheitsver-
sorgung entgegen, sie verhindere Innovationen und Wachs-
tum im Gesundheitswesen. Krankheitsrisiken, medizinischer
Fortschritt und Lohnlasten m�ssten voll finanziert werden.

Vor dem Hintergrund der Warnstreiks von Krankenhaus-
mitarbeitern erkl�rte Baum, dass Streiks kein ad�quates Mittel
zur L�sung der massiven Finanzprobleme in den Krankenh�u-
sern seien. Anders als in vielen Branchen der deutschen Wirt-
schaft k�nnten die Krankenhaustr�ger „nichts geben, weil sie
selbst nichts bekommen“. Aus der Sicht der Krankenh�user
richten sich die Warnstreiks seiner Einsch�tzung nach nicht
gegen die Arbeitgeber, sondern gegen die Politik. Solange die
Politik durch K�rzungen und einen gesetzlichen Deckel die
Krankenhausverg�tungen nahezu einfriere, seien die Kliniken
nicht in der Lage, den geforderten Einkommenssteigerungen
auch nur ann�hernd nachzukommen.

DEKV: Nachvollziehbare Forderungen der
Krankenhausmitarbeiter

Mit den Streikmaßnahmen im �ffentlichen Dienst spitzt sich
die Situation auch im Krankenhausbereich weiter zu. Die For-
derungen der Besch�ftigten in den Krankenh�usern, die in den
letzten Jahren eine �berdurchschnittliche Arbeitsverdichtung
verkraften mussten, sind nach Ansicht des Deutschen Evange-
lischen Krankenhausverbandes e.V. (DEKV) nachvollziehbar.
Allerdings fehlten den Krankenh�usern die erforderlichen Mit-
tel, um h�here Geh�lter zu bezahlen. Die absehbaren Tarifstei-
gerungen, explodierende Energie- und Sachkosten sowie die
„Sanierungsabgabe“ in den Krankenh�usern reißen allein
2008 ein neues Finanzierungsloch auf. Sp�testens seit der Ver-
�ffentlichung der RWI-Studie sollte jedermann deutlich wer-
den, „dass die realit�tsferne, als Kostend�mpfung bem�ntelte
Politik der Unterfinanzierung im Krankenhausbereich nicht
nur die Einrichtungen stranguliert, sondern massiv zulasten
der Mitarbeiter geht“, so der DEKV in einer Pressemeldung
im Februar 2008.

Der DEKV appellierte an die verantwortlichen Politiker, die
Verg�tungen f�r Krankenhausleistungen an den realen Kos-
tenentwicklungen, vor allem im Personalbereich, zu orientie-
ren und kurzfristig anzupassen. Als zielf�hrende Maßnahmen
schlug der DEKV vor:

nUmgehende Aufhebung der durch das GKV-Wettbewerbs-
st�rkungsgesetz verh�ngten Rechnungsk�rzung („Sanie-
rungsbeitrag“).

n Festsetzung der f�r die Verg�tung f�r Krankenhausleistun-
gen maßgeblichen Bezugsgr�ße abweichend von der Ver�n-
derungsrate der beitragspflichtigen Einnahmen der Kran-
kenkassen gem�ß § 71 Absatz 3 SGB V in Orientierung an
den absehbaren Kostensteigerungen, mindestens in H�he
von 2,5 Prozent.

Wenn jetzt in allen Branchen, auch im �ffentlichen Dienst, h�-
here Geh�lter vereinbart w�rden, k�nne man die Besch�ftigten
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der Krankenh�user nicht als einzige von den Fr�chten des wirt-
schaftlichen Aufschwungs ausschließen, ohne den sozialen
Frieden aufs Spiel zu setzen. Sollte die Politik den Krankenh�u-
sern in dieser Situation weiterhin die notwendigen Finanzmit-
tel verweigern, w�rden Tariferh�hungen f�r die Besch�ftigten
nur durch weiteren Stellenabbau kompensiert werden k�nnen.
Dieser aber habe „inzwischen ein Ausmaß erreicht, dass Ein-
bußen bei der Patientenversorgung schon jetzt stark zu sp�ren
sind.“ Ein weiterer Personalabbau w�rde zu weiteren massiven
Einschr�nkungen f�hren. „Die Zeche f�r diese Politik zahlen
die Patienten“, so der DEKV.

KKVD: Patienten und Mitarbeiter am
Aufschwung teilhaben lassen

Der Katholische Krankenhausverband Deutschlands (KKVD)
forderte am 20. Februar 2008 von der Politik im Interesse der
Patienten und Mitarbeiter eine „Sofortmaßnahme zur ange-
messenen Anhebung der Budgets.“ Den Kliniken bleibe ange-
sichts der aktuellen Lage „unterm Strich nichts, um Kostenstei-
gerungen auszugleichen.“ Grund seien gestiegene Sachkosten,
zum Beispiel f�r Energie und steigende Personalkosten. Den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Krankenh�usern
m�ssten „nach Jahren der Enthaltsamkeit Tarifsteigerungen
zugestanden werden.“ Dies gehe aber nur, wenn die Politik
die gesetzlich normierten Budgets entsprechend anhebe. Um

allen Mitarbeitern Tarifsteigerungen zu erm�glichen, seien bal-
dige Entscheidungen durch den Gesetzgeber und die Regie-
rung erforderlich, so Dieter Geerlings, Vorsitzender des
KKVD. Die Mitarbeitenden in den Kliniken, die sich t�glich
mit hohem Engagement f�r die Patienten einsetzen, d�rften
vom allgemeinen wirtschaftlichen Aufschwung nicht abgekop-
pelt werden. F�r die Patienten m�sse sichergestellt sein, „dass
die Kliniken die Qualit�t der Versorgung beibehalten und am
medizinischen Fortschritt teilhaben k�nnen.“ Ohne politi-
schen Willen und eine entsprechende Refinanzierung sei das
nicht machbar, betonte Geerlings.

VKD: Massive Gefahr f�r Kliniken

Der Verband der Krankenhausdirektoren Deutschlands e.V.
(VKD) betonte, dass die f�r dieses Jahr erwartete Unterfinan-
zierung der deutschen Krankenh�user von bis zu 2,2 Mrd. E
maßgeblich von der Politik mit verursacht wurde. Es sei daher
h�chste Zeit, dass nun die Politik auch gegensteuere. Das vor-
gestellte Gutachten des RWI und der BDO mache deutlich,
dass vor allem die f�r dieses Jahr erwarteten Tarifsteigerungen
f�r die Kliniken eine massive Gefahr bedeuteten. Weitere Fi-
nanzierungsl�cken in Milliardenh�he „verkraften die Kranken-
h�user nicht“, erkl�rte der Pressesprecher des VKD, Dr. Rudolf
Hartwig, Gesch�ftsf�hrer des Alfried Krupp Krankenhauses in
Essen. u
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„Seit Jahren rationalisieren wir in unseren H�usern. Wir haben
massiv Personal abgebaut. Spielr�ume, wie andere Branchen sie
haben, Preiserh�hungen etwa, gibt es bei uns nicht“, so Hartwig.
Er verwies darauf, dass Personalabbau „am Ende auch die Patien-
ten trifft.“ Der VKD fordert, als erstes den Sanierungsbeitrag der
Kliniken f�r die Krankenkassen zur�ckzunehmen. Es m�sse
den H�usern dar�ber hinaus erm�glicht werden, Preissteige-
rungen �ber die Verg�tung weiterzugeben und Tarifsteigerun-
gen durch die Kassen zu refinanzieren. Auch die Grundlohn-
deckelung gebe es schon viel zu lange. Es k�nne nicht sein, dass
die Politik s�mtliche Rationalisierungsbem�hungen der Kran-
kenh�user st�ndig mit neuen Sparauflagen konterkariere und
ihnen so die M�glichkeit nehme, wirtschaftlich sinnvoll zu agie-
ren. Das frustriere auch die Mitarbeiter in h�chstem Maße.

BWKG: „50 Prozent der Krankenh�user im Land
schon jetzt in den roten Zahlen“

„Den Krankenh�usern steht schon seit Jahren das Wasser bis
zum Hals, und jetzt soll es noch mal um 20 Zentimeter stei-
gen.“ So kommentierte der Vorstandsvorsitzende der Baden-
W�rttembergischen Krankenhausgesellschaft (BWKG), Land-
rat Franz Weber, die von der DKG vorgestellte Expertise von
RWI und BDO zur wirtschaftlichen Lage der Krankenh�user.

In Baden-W�rttemberg haben bereits 2006 50 Prozent der
Krankenh�user rote Zahlen geschrieben. Dies gehe aus einer
Auswertung der BWKG hervor, in die 125 Bilanzen von baden-
w�rttembergischen Krankenh�usern eingegangen seien. Von
diesen 125 H�usern h�tten 63 einen Jahresfehlbetrag ausge-
wiesen. Angesichts der Mehrwertsteuererh�hung, der Tarifab-
schl�sse f�r die �rzte und des Sanierungsbeitrags habe sich
die Situation 2007 weiter verschlechtert. Angesichts der Situa-
tion 2008 k�nnten die Krankenh�user nicht einmal eine sehr
moderate Lohnerh�hung bezahlen, so Weber.

Die politische Korrektur bei der Krankenhausverg�tung sei
�berf�llig. Er fordert die Politik auf, den so genannten Sanie-
rungsbeitrag sofort zu streichen. Nicht die Krankenkassen,
sondern die Krankenh�user m�ssten saniert werden. Die Kran-
kenh�user m�ssten die M�glichkeit erhalten, die anstehenden
Lohnsteigerungen zu refinanzieren. Deshalb sei ein Tarifzu-
schlag auf die Krankenhausverg�tungen erforderlich.

HKG: Tarifforderungen treffen Krankenh�user in
schwierigen Zeiten

Nach Aussage der Gesch�ftsf�hrerin der Hamburgischen
Krankenhausgesellschaft (HKG), Dr. Claudia Spenk, befinden
sich die Kliniken im Umbruch und m�ssten unter einem enor-
men Kostendruck neue Behandlungs- und Arbeitsabl�ufe orga-
nisieren. In solchen Phasen komme es oft zu Verunsicherung
und Unzufriedenheit unter den Mitarbeitern, „zumal dann,
wenn sie den Eindruck haben, nicht ausreichend entlohnt zu
werden.“ Die Krankenh�user m�ssten in die Lage versetzt wer-
den, wirtschaften zu k�nnen wie Unternehmen anderer Bran-
chen. Dazu geh�re auch die angemessene Bezahlung ihrer
Mitarbeiter. Die Politik d�rfe den Krankenh�usern nicht l�nger
ein Budget vorschreiben.

KGSH: Kliniken in der Klemme

Trotz der relativ g�nstigen allgemeinen Wirtschaftsentwick-
lung im vergangenen Jahr sieht Dr. Burghard Rocke, Landrat
des Kreises Steinburg und Vorsitzender der KGSH, die Kran-
kenh�user in extrem enge Budgets eingeklemmt. Durch die
Abkoppelung vom Wirtschaftswachstum seien die Kliniken
nicht in der Lage, f�r ihre Besch�ftigten mehr Geld auszuge-
ben als bisher, erkl�rte er bei der Mitgliederversammlung der
Krankenhausgesellschaft Schleswig-Holstein (KGSH) am
4. Februar 2008.

Die aktuellen Tarifforderungen von �rztegewerkschaft und
Marburger Bund seien, so Rocke, „jenseits von Gut und B�se“,
da der Gesetzgeber den Krankenh�usern eine Preissteigerung
von gerade einmal 0,64 Prozent zugestehe bei gleichzeitigem
Abzug des Sanierungsbeitrags von 0,5 Prozent. Eine Verbesse-
rung der Bezahlung sei f�r die Krankenh�user erst dann m�g-
lich, wenn die seit rund 15 Jahren andauernde Deckelung der
Erl�se aufgehoben werde. Wenn den Krankenh�usern nicht
zus�tzliche Mittel zur Verf�gung st�nden, f�hre – wie Rocke
erkl�rte – eine Personalkostensteigerung unmittelbar zu Stelle-
nabbau. Dieser jedoch wirke sich umgehend auf die Versor-
gungsqualit�t aus: „Bereits jetzt ist es kaum noch m�glich,
den Erwartungen unserer Patienten auf pers�nliche Zuwen-
dung gerecht zu werden.“
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BKG: Bayerische Kliniken im Dilemma

Anl�sslich des Warnstreiks in den kommunalen Kliniken am
13. Februar hat die Bayerische Krankenhausgesellschaft
(BKG) auf die „unertr�gliche Situation“ der Krankenh�user
hingewiesen. Einerseits w�rden sie mit massiven Lohnsteige-
rungen der Arbeitnehmervertreter konfrontiert, andererseits
durch gesetzliche Vorschriften finanziell ausgezehrt. „Die vor-
gegebenen Erl�ssteigerungen der Krankenh�user weisen seit
f�nf Jahren hintereinander eine Null vor dem Komma auf“, er-
kl�rte BKG-Gesch�ftsf�hrer Siegfried Hasenbein. Mit der ver-
ordneten Zuwachsrate f�r 2008 k�nnten in manchen Kranken-
h�usern nicht einmal die Energiekostensteigerungen finan-
ziert werden. Schon bei einem kleineren Krankenhaus mit
einem Gesamtbudget von 20 Mio. E werde das Ausmaß des
Dilemmas deutlich. Eine solche Klinik bekomme im Jahr
2008 eine Erl�ssteigerung von rund 30 000 E zugestanden.
Der Personalkostenanteil betrage rund 13 Mio. E, jedes Pro-
zent Lohnerh�hung erg�be eine Kostensteigerung von
130 000 E. Eine solche Situation k�nne keinem Krankenhaus
zugemutet werden. Der Gesetzgeber m�sse jetzt handeln und
die Deckelung der Kliniken in dieser Form aufgeben, fordert
Hasenbein.

„Nur die gesetzliche �ffnung einer ausreichenden
Finanzierung von Krankenh�usern kann den steti-

gen Abbau von qualifiziertem Pflegepersonal in
den Kliniken stoppen.“

„Die Melkkuh Pflege ist ausgemolken“

Die Bundesarbeitsgemeinschaft Leitender Pflegepersonen
(BALK) e.V. warnte am 8. Februar vor einem weiteren Abbau
von Pflegestellen in den deutschen Krankenh�usern. „Die
Melkkuh Pflege ist ausgemolken, es darf und kann keinen wei-
teren Personalabbau in diesem Bereich geben“, erkl�rte der
neue BALK-Vorsitzende, Peter Bechtel, Pflegedirektor am
Herz-Zentrum Bad Krozingen, vor dem Hintergrund des
RWI-Gutachtens im Auftrag der DKG. Die drohende Unterfi-
nanzierung der Kliniken im Falle, dass sich �rzte und Pflege-
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kr�fte mit ihren Lohnforderungen durchsetzten, machen sei-
ner Meinung nach einen „Gesundheitsgipfel“ erforderlich,
„der kurz-, mittel- und langfristige L�sungen sektoren- und be-
rufs�bergreifend erarbeitet.“ Die Pflegenden seien es leid, eine
Nullrunde nach der anderen zu fahren und Gehaltssteigerun-
gen bei den �rzten durch Stellenk�rzungen in ihrem Bereich
zu bezahlen. „Die Pflege braucht keinen weiteren Rotstift, son-
dern vern�nftige Arbeitsbedingungen und eine angemessene
Bezahlung“, so Bechtel.

In den Krankenh�usern seien bereits in den vergangenen
10 Jahren mehr als 50 000 Pflegestellen gestrichen worden.
„Die Krankenhauspflege ist auf eine Gr�ßenordnung von
rund 300 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern geschrumpft
– und das bei gleichzeitiger Fallzahlsteigerung, Verk�rzung der
Verweildauer und extremer Zunahme an multimorbiden Pa-
tienten. Zusammengenommen bedeutet dies eine Arbeitsver-
dichtung, die an die Grenzen des Zumutbaren geht.“

MB: Sofortprogramm zur wirtschaftlichen
Stabilisierung der Krankenh�user

Der Marburger Bund (MB) fordert von der Bundesregierung
ein Sofortprogramm zur Stabilisierung der wirtschaftlichen Si-
tuation der Krankenh�user. „Das Sofortprogramm der Bundes-
regierung muss die Deckelung der Budgets beenden, eine rea-
listische Refinanzierung der Aufgaben orientiert an den tat-
s�chlichen Kosten der Krankenhausleistungen einschließlich
der Tarifentwicklung erm�glichen und eine sofortige R�ck-
nahme der Sanierungsabgabe an die Krankenkassen beinhal-
ten“, erkl�rte der Vorsitzende des MB, Rudolf Henke, ange-
sichts des RWI-Gutachtens und der Stellungnahme der BDO.
Gleichzeitig kritisierte der Verband einige Berechnungsgrund-
lagen des Gutachtens. Trotz dieser Differenzen sei es unbestrit-
ten, dass angesichts der seit �ber 15 Jahren strikt budgetierten
Ausgaben und etlicher zus�tzlicher Spar- und Minusrunden
die station�re Versorgung der Bev�lkerung nur noch durch ei-
nen schier „�bermenschlichen“ Einsatz des Klinikpersonals –
sowohl der �rzte als auch der Pflegenden – gew�hrleistet wer-
den k�nne. Henke: „Wir sind nicht mehr bereit, mit �berlan-
gen Arbeitszeiten und millionenfach unbezahlten �berstun-
den ein System vom Staat begrenzter Preise zu st�tzen, das
v�llig an der Realit�t vorbeigeht. Die Krankenhausfinanzierung
geh�rt auf die Intensivstation.“

Pressestimmen: „Wer kommt 2008 noch
ohne Defizit �ber die Runden?“

F�r die Finanzmisere machen die DKG, die Bundes�rztekam-
mer und der Marburger Bund vor allem die Politik verantwort-
lich. „Der Deckel muss weg“, forderte �rztekammer-Pr�sident
J�rg-Dietrich Hoppe. Auch Baum kritisierte die gesetzlich be-
grenzte Budgetsteigerung von 0,64 Prozent. Damit k�nnten ge-
stiegene Sach- und Energiekosten ebenso wenig gegenfinan-
ziert werden wie h�here Tarifabschl�sse. . . . W�hrend die
Bahn bei Gehaltssteigerungen ihrer Mitarbeiter die Fahrpreise

„Wesentlich ist, dass Krankenh�user ihre Preise
nicht einfach erh�hen k�nnen. Wenn die Bahn oder
ein anderes Unternehmen h�here Lohnabschl�sse
mit dem Tarifpartner aushandeln, dann schl�gt sich
das in h�heren Preisen nieder. Das geht bei Kran-
kenh�usern nicht.“

erh�hen k�nne, bleibe den Krankenh�usern ein entsprechen-
der Schritt verwehrt.
dpa, 7. Februar 2008

Wesentlich ist, dass Krankenh�user ihre Preise nicht einfach
erh�hen k�nnen. Wenn die Bahn oder ein anderes Unterneh-
men h�here Lohnabschl�sse mit dem Tarifpartner aushan-
deln, dann schl�gt sich das in h�heren Preisen nieder. Das
geht bei Krankenh�usern nicht. Diese bekommen f�r eine
Leistung, die sie erbringen, eine bestimmte Menge Geld, die
gedeckelt ist und die im Wesentlichen nur in dem Maße steigt,
wie die Summe der L�hne im Land steigt. In diesem Jahr ist
der Steigerungssatz 0,64 Prozent. Damit ist kein vollst�ndiger
Ausgleich zu schaffen. Vieles ist durch Rationalisierung zu er-
wirtschaften, aber das ist nat�rlich nur bis zu einem gewissen
Grad m�glich. Dies trifft aber vor allem nicht f�r die Kranken-
h�user zu, die in der Vergangenheit ihre Rationalisierungsauf-
gaben schon gut erf�llt haben. . . . Ich sehe die Probleme und
habe in der Arbeitsgruppe Gesundheit der SPD-Fraktion eine
Diskussion dar�ber angestoßen. Eine L�sung im Interesse der
Patienten und der Besch�ftigten kann es nur im Zusammen-
wirken aller Beteiligten, also Bund, Land, Krankenh�usern
und Krankenkassen geben.
Dr. Marlies Volkmer, SPD-Bundestagsabgeordnete, in der Leip-
ziger Volkszeitung, 8. Februar 2008

Das Gesundheitsministerium warf der DKG vor, auf unverant-
wortliche Weise die Lage zu dramatisieren. Wenn es eine Un-
terfinanzierung gebe, m�sse sich die DKG auch an die richtige
Adresse wenden, sagte eine Sprecherin. Das seien die L�nder.
AP, 7. Februar 2008
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Je n�her die Tarifabschl�sse an die Forderungen der Gewerk-
schaften herankommen, desto gr�ßer wird auch das Finanz-
loch. . . . Angesichts der schwierigen finanziellen Situation sei
die Forderung von Gesundheitsministerin Ulla Schmidt nach
h�heren L�hnen f�r Schwestern und Pfleger g�nzlich unver-
st�ndlich, sagte Baum.
Spiegel online, 7. Februar 2008

Die gut 2 100 Krankenh�user in Deutschland haben nicht ge-
nug Geld, um die Tarifforderungen der Gewerkschaften zu be-
zahlen. . . . DKG-Gesch�ftsf�hrer Georg Baum . . . forderte die
Bundesregierung auf, ein Nothilfeprogramm aufzulegen, um
einen Kollaps in der station�ren Versorgung zu verhindern.
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 8. Februar 2008

Die Gewerkschaft ver.di verlangt zwar mehr Geld f�r ihre Mit-
glieder in den Krankenh�usern, sieht aber, dass die Kliniken
das vermutlich nicht leisten k�nnen. „Schuld ist die Deckelung
der Budgets. Solange die nicht aufgehoben wird, sind wir in
einer Zwangslage“, sagt Steffen K�hhirt, ver.di-Bereichsleiter
f�r den Gesundheitsdienst. . . . „Den Kliniken droht der Kol-
laps, wenn die �rztegewerkschaft und ver.di mit Forderungen
von Lohnerh�hungen zwischen 8 und 14 Prozent durchkom-
men“, warnt Christian de la Chaux, BALK-Schleswig-Holstein.
. . . „Wenn jetzt Lohnerh�hungen k�men, werde dies nur auf
Kosten von Stellenk�rzungen zu machen sein.“ . . . „Es muss
mehr Geld ins System, um das Personal angemessen entloh-
nen und so die Patienten vern�nftig behandeln zu k�nnen“,
meint ver.di-Mann K�hhirt. . . . „Ohne Kostenbegrenzungen
wird das Gesundheitswesen nicht auskommen, die Form der
Begrenzung muss aber �berarbeitet werden“, sagt Gesund-
heitsministerin Gitta Trauernicht (SPD). Allerdings: Wie das
aussehen k�nnte, dazu gibt es aus dem Kieler Ministerium
keine genauen Angaben.
Pinneberger Tageblatt, 8. Februar 2008

In der großen Koalition gab es (am 7. Februar) keinerlei Anzei-
chen daf�r, dass der Kostendeckel von 0,64 Prozent noch in
letzter Minute gelockert werden k�nnte – etwa �ber einen Zu-
satzartikel zum ohnehin zur Verabschiedung anstehenden
Pflegereformgesetz. „Niemand will da jetzt ran“, hieß es. Da-
mit d�rfte der schwarze Peter bei den Tarifparteien liegen blei-
ben. Handelsblatt, 8. Februar 2008

Baum sieht nur zwei M�glichkeiten: Entweder die Politik ak-
zeptiert eine Erh�hung der Kassenbeitr�ge um 0,1 bis 0,2 Pro-
zentpunkte – oder die Kliniken m�ssen weiter Personal ab-
bauen. Rein rechnerisch stehen bis zu 40 000 Arzt- oder
66 000 Pflegestellen auf der Kippe. Dabei wurden in den ver-
gangenen Jahren bereits 90 000 Stellen haupts�chlich in der
Pflege gestrichen. Es gebe keine Wirtschaftsreserven mehr.
Bei den Mitarbeitern herrsche „Unverst�ndnis bis Wut“.
S�dwest aktiv, Presse Online-Dienst, 8. Februar 2008

Noch weniger Personal, noch weniger Zeit f�r den Patienten?
Essener Wirtschaftsforscher prognostizieren den deutschen

„Die Krankenh�user m�ssen immer mehr Lasten
tragen. Anstatt sie dabei zu unterst�tzen, nimmt
die Bundesregierung den Kliniken auch noch Geld
weg.“ Die FDP werde politische Alternativen im
Zuge der notwendigen Krankenhausreform
vorstellen.

Frank Sch�ffler (MdB), FDP

Kliniken bis 2009 ein Defizit von bis zu 3 Mrd. E. Personalab-
bau und Outsourcing sind f�r viele der wirtschaftlich ange-
schlagenen H�user derzeit die einzige Stellschraube.
Ostth�ringer Zeitung, 8. Februar 2008

Als Katastrophe will Andreas Gerhardt, Verwaltungsdirektor
des St�dtischen Krankenhauses Dresden-Neustadt, die Situa-
tion zwar nicht bezeichnen. Doch auch er bef�rchtet: „Weitere
Einsparungen gehen zu Lasten von Patienten und Personal.“
Eine Tariferh�hung sei deshalb im Moment weder zeitgem�ß
noch gerecht. Selbst der Personalrat des St�dtischen Kranken-
hauses spreche sich gegen eine Erh�hung aus, „aber daran h�-
ren die Gewerkschaften vorbei“. . . . Genauso sieht es Dieter
Blaßkiewitz, Vorsitzender der S�chsischen Krankenhausgesell-
schaft: „Die Refinanzierung berechtigter Lohnforderungen ist
bei der jetzigen gesetzlichen Regelung nicht m�glich.“ . . .
Auch Peter Jansen, Gesch�ftsf�hrer des Kreiskrankenhauses
Altenburg in Th�ringen, sagt: „Der �ffentliche Tarif wird zu
teuer f�r uns.“ Kliniken h�tten in der Regel keine Reserven,
da Erl�se und Kosten eine Einheit bilden m�ssten. „Wir k�n-
nen uns Tarifsteigerungen nur dann leisten, wenn wir selbst
gen�gend erwirtschaften und nicht dann, wenn die Gewerk-
schaft auf die Straße geht“, sagte Jansen den DNN.
Dresdner neueste Nachrichten, 8. Februar 2008

F�r den ostwestf�lischen FDP-Bundestagsabgeordneten Frank
Sch�ffler sind die drastischen Einsparungen bei den Kranken-
h�usern nicht hinnehmbar. „Mir wird Angst und Bange um die
Versorgung der Patienten, wenn ich sehe, was auf die Kranken-
h�user durch die Gesundheitsreform der Bundesregierung zu-
kommt.“ Die kommunalen Krankenh�user in OWL hatten in
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einem Schreiben den liberalen Politiker gebeten, sich im Bun-
destag f�r eine bessere Refinanzierung der Krankenh�user ein-
zusetzen. Sch�ffler sicherte seine Unterst�tzung zu. So seien
Union und SPD gescheitert, ein tragf�higes Finanzkonzept der
Krankenversicherung und damit auch der deutschen Kranken-
hauslandschaft zu entwickeln. „Die Krankenh�user m�ssen
immer mehr Lasten tragen. Anstatt sie dabei zu unterst�tzen,
nimmt die Bundesregierung den Kliniken auch noch Geld
weg“, kritisiert Sch�ffler. Die FDP werde politische Alternati-
ven im Zuge der notwendigen Krankenhausreform vorstellen,
schreibt Sch�ffler an die kommunalen Kliniken im Bezirk.

Zu �berlegen sei insbesondere, ob die Finanzierung aus ei-
ner Hand den Interessen der Krankenh�user nicht wesentlich
zielgenauer entgegenk�me als die duale Finanzierung. Jeden-
falls d�rften die Krankenh�user nicht weiter durch Sparbei-
tr�ge und dirigistische Eingriffe der Bundesregierung in den
Handlungsspielr�umen eingeschr�nkt werden. Dieser uner-
tr�gliche Kostendruck w�rde ansonsten auf dem R�cken der
Patienten ausgetragen.
Vlothoer Anzeiger 22. Februar 2008

Der sozialpolitische Sprecher der FDP in L�beck, Wolfgang
Drozella, warnt vor einem Qualit�tsabbau bei den Krankenh�u-
sern. Hintergrund sind Expertisen des RWI, Essen, und der
BDO Deutsche Warentreuhand zur wirtschaftlichen Situation
der Krankenh�user. Drozella bef�rchtet, „dass die dramati-
schen Einschnitte durch die Gesundheitsreform nunmehr f�r
das Jahr 2008 existenzvernichtende Z�ge f�r die deutschen
Krankenh�user bringen. Die aktuell bevorstehenden Tarifstei-
gerungen, explodierende Energie- und Sachkosten sowie die
Sanierungsabgabe reißen in den Krankenhausbereich allein
2008 ein neues Loch der Unterfinanzierung in H�he von bis
zu 2,2 Milliarden Euro. Das Defizit entspricht dem Finanzbe-
darf f�r 40 000 Klinik�rzte oder 66 000 Pflegekr�fte.“ Nachdem
bereits das Jahr 2007 mit einem Milliardendefizit f�r die Kran-
kenh�user zu Ende ging, baue sich f�r viele Einrichtungen
eine fast ausweglose Situation auf.

Drozella weiter: „Die Schließung von Krankenh�usern und
die Konzentration auf immer weniger Krankenh�user im Land
kann nicht Ziel einer Politik sein, die vorgibt, im Interesse der
B�rger zu handeln. Als Fl�chenland, das nicht unerheblich vom
Tourismus lebt, kann die station�re medizinische Versorgung
im Land nicht st�ndig verschlechtert werden. Besonders betrof-
fen ist vom Abbau der Krankenh�user die wachsende Zahl der
�lteren Mitb�rger. Ausgeblutete Dienstpl�ne und Angst um die
Arbeitspl�tze schlagen immer st�rker auf die Pflege der Patien-
ten durch.“ HL-Live, 22. Februar 2008

Eine Sprecherin des BMG wies Baums Forderungen zur�ck.
Zwar sei die Situation der Kliniken schwierig, unter dem Strich
sei sie aber nie so gut gewesen wie zurzeit. SPD-Fraktionsvize
Elke Ferner ermahnte die Krankenh�user, ihren Blick nicht nur
nach Berlin zu richten. „Die Krankenhausplanung ist Sache
der Bundesl�nder. Wenn die Mehrheit der L�nder ihrer Ver-
pflichtung nicht nachkommt und n�tige Investitionen der
Krankenh�user nicht zahlt, k�nnen nicht automatisch die

Krankenversicherten zur Kasse gebeten werden.“ Der von der
Krankenhausgesellschaft monierte Abzug auf die Rechnungen
an die Krankenkassen sei „nur ein kleiner Teil“ des Problems.
SPD und Union h�tten bei der Gesundheitsreform eine Neu-
ordnung der Krankenhausfinanzierung versucht, seien aber
am Widerstand der Bundesl�nder gescheitert. Ein Sprecher
des AOK-Bundesverbandes sagte, Probleme der Kliniken bei
der Anpassung an den Wettbewerb k�nnten nicht den Versi-
cherten aufgeb�rdet werden.
Berliner Morgenpost, 8. Februar 2008

„Wir schleppen inzwischen waschk�rbeweise Akten durch die
Gegend“, sagte Hans-Ulrich Schmidt, Vorsitzender des Vereins
der kommunalen Großkrankenh�user Hessen. Ursache dieses
„b�rokratischen Wahnsinns“ sei die Einf�hrung von Fallpau-
schalen zur Abrechnung der Krankenhausleistungen. Die Kran-
kenkassen zweifelten seit Einf�hrung dieses Abrechnungssys-
tems immer h�ufiger die Rechnungen der Kliniken an, sagt
Schmidt. . . . Außerdem droht den rund 2 100 Krankenh�usern
binnen zwei Jahren ein Finanzloch von bis zu 3 Mrd. E.
Heilbronner Stimme, 8. Februar 2008

Die Forderung nach mehr Finanzautonomie f�r Kliniken und
damit nach mehr Marktwirtschaft im Gesundheitswesen ist
grunds�tzlich richtig. Mehr Markt bedeutet allerdings auch
mehr Wettbewerb. Kliniken m�ssen um die Gunst von Patien-
ten werben. Die Welt, 8. Februar 2008

Krankenkassen kritisierten den Alarmruf der Kliniken und
�rzte als „durchsichtiges Man�ver“. Damit versuchten Klini-
ken und �rzte, die laufenden Tarifverhandlungen zu flankie-
ren und die Weitergabe der Lohnsteigerungen vorzubereiten,
sagte Thomas Ballast, Sprecher des VdAK.
Der Tagesspiegel, 8. Februar 2008

In Niedersachsen drohen Krankenhausschließungen. Die Nie-
ders�chsische Krankenhausgesellschaft rechnet f�r 2008 mit
Einnahmeverlusten von rund 220 Mio. E durch Tarifsteigerun-
gen und Mittelk�rzungen. Experten rechnen f�r diesen Fall,
dass bis zu 15 Krankenh�user von rund 200 in Niedersachsen
dicht machen m�ssen. „Einige Kliniken sind von Schließun-
gen bedroht“, sagte der stellvertretende NKG-Gesch�ftsf�hrer,
Helge Engelke. Jeversches Wochenblatt, 8. Februar 2008

Die meisten Kliniken haben in den letzten Jahren notgedrun-
gen ihre Wirtschaftlichkeitsreserven weitgehend ausgesch�pft.
Also trifft es nun, da die Kliniken Kostensteigerungen kaum
durch Verg�tungen hereinbekommen k�nnen, die Besch�ftig-
ten, die ihren Job noch behalten d�rfen, doppelt: Mehr Arbeits-
druck bei oft schlechterer Bezahlung. Denn viele Krankenhaus-
tr�ger sind auf Tarifflucht, indem sie ganze Dienst-
leistungsbereiche ihrer Kliniken ausgegliedert haben. Auch
Klinikmanager r�umen ein, dass sich da bereits die Mindest-
lohn-Frage stellt. . . . Die Frage der Aufhebung der starren Bud-
getierung stellt sich folglich durchaus.
Weser Kurier, 8. Februar 2008




